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Einleitung 

Problemaufriß und Gegenstand der Untersuchung 

In den verschiedenen Fachplanungsgesetzen ist die planfeststellungsbedürf-
tige Fundierung von raumbeanspruchenden gemeinnützigen Großprojekten 
der Infrastruktur  vorgesehen. Die gesetzlich begründete komplexe Aufgabe 
der Eingliederung eines raumbedeutsamen technischen Vorhabens in die 
Umwelt wirft  genauso wie das für sie bereitgestellte, ihren Dimensionen ent-
sprechende Planfeststellungsverfahren  eine Fülle von Rechtsproblemen auf, 
deren Bewältigung Rechtsprechung und Schrifttum seit langem und mit nicht 
nachlassender Intensität beschäftigt1. 

Zu diesen Problemen gehört auch die bereichsspezifische Ausprägung der 
konstanten Frage nach dem Umfang gerichtlicher Nachprüfung von Verwal-
tungsentscheidungen. Das BVerwG hat in seiner einschlägigen Rechtspre-
chung ein besonderes Instrumentarium verwaltungsgerichtlicher Kontrolle des 
Planfeststellungsbeschlusses erarbeitet, das hier insoweit interessieren soll, als 
es sich nicht auf Besonderheiten einzelner Fachplanungsgesetze bezieht, son-
dern übergreifende,  die anlagenbezogene Planfeststellung allgemein bestim-
mende Grundsätze darstellt2. 

Das Gericht betrachtet als notwendiges Korrelat der gesetzlichen Zuwei-
sung der Befugnis zur Fachplanung die Einräumung einer planerischen 
Gestaltungsfreiheit,  weist aber zugleich darauf hin, daß diese nur rechtsgebun-
den gewährt wird und Bindungen in formell-  und materiell-rechtlicher Hin-
sicht unterliegt3. Die materiell-rechtlichen Bindungen faßt das Gericht in stän-

1 Siehe etwa die umfangreichen Zusammenstellungen der Rspr. bei Ibler, Schran-
ken, S. 288ff.;  Kühling, Fachplanungsrecht, XIff . ;  aus den allgemeinen Werken in der 
Literatur s. etwa Blümel, Bauplanfeststellung I; Fickert, Planfeststellung; Hoppe / 
Schiarmann, Rechtsschutz; Kügel, Der Planfeststellungsbeschluß; Ronellenfitsch, Ein-
führung; Peine, Raumplanungsrecht; Ibler, Schranken; Kühling, Fachplanungsrecht; 
Steinberg, Nachbarrecht. 

2 Auf die in den verschiedenen Fachplanungsgesetzen vorgesehenen, dem PlfVf  vor-
gelagerten Zwischenentscheidungen (die Linienführungsbestimmungen des Bundesver-
kehrsministers nach §§ 16 FStrG und 13 WaStrG, die Unternehmergenehmigungen 
nach §§ 6 LuftVG und 2 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2, 9 Abs. 1 Nr. 1 PBefG, die Genehmi-
gung nach § 14 Abs. 3 Satz 1 lit c BBahnG sowie die Abfallentsorgungspläne nach § 6 
AbfG) kann hier nicht eingegangen werden; s. zu dieser Problematik statt aller Ibler, 
Schranken, S. 46ff.,  192ff.  m.umfass.N. 

3 S. BVerwG, U. v. 12. 7. 1985 - 4 C 40.83 - E 72, 15 [20f.]; BVerwG, U. v. 5. 12. 
1986 - 4 C 13.85 - E 75, 214 [232 u. 254]. 

2 Tsevas 
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diger Rechtsprechung dahingehend zusammen, daß die Planung zunächst im 
Hinblick darauf,  daß sie rechtsgestaltend in individuelle Rechtspositionen 
Dritter eingreift  und Grundlage der zur Ausführung des Planes etwa notwen-
dig werdenden Enteignungen ist, einer - auch vor Art. 14 GG standhaltenden -
Rechtfertigung bedarf;  des weiteren, daß sie sich an den im jeweiligen Fach-
planungsgesetz und - gegebenenfalls - in anderen gesetzlichen Vorschriften 
zum Ausdruck kommenden Planungsleitsätzen ausrichten muß; und schließ-
lich daß alles das, was die Planfeststellungsbehörde unter Berücksichtigung 
dieser rechtlichen Voraussetzungen planerisch entscheidet, unter jenen Be-
schränkungen steht, die sich aus den Anforderungen  des Abwägungsgebots 
ergeben. 

Im Hinblick auf dieses an der fernstraßenrechtlichen  Planung entwickelte4, 
inzwischen bei allen Fachplanungen ähnlicher Struktur etablierte5 System 
rechtlicher Bindung und Kontrolle wird in der Literatur von einer weitgehend 
anerkannten Dogmatik des Planfeststellungsrechts gesprochen; gleichzeitig 
wird aber bemerkt, daß, so unbestritten die Stufen rechtlicher Planungsbin-
dung im Grundsatz sind, doch keine geringen Unsicherheiten über ihren 
Inhalt und ihre Abgrenzung im einzelnen, ihr Verhältnis zueinander und die 
Zuordnung einzelner Entscheidungselemente zu einer von ihnen bestehen, 
was freilich mit dem unterschiedlichen Ausmaß der Einschränkung der plane-
rischen Gestaltungsfreiheit  auf jeder Stufe zusammenhängt6. Die hier zu ver-
zeichnenden Meinungsverschiedenheiten sind in vielerlei Hinsicht nichts 
anderes als die Fortführung  und der speziellere Niederschlag des allgemeine-
ren Streits um das Profil  der planerischen Gestaltungsfreiheit  und - auf noch 
grundsätzlicher Ebene - um die rechtliche Gestalt des Verwaltungsermessens. 

Mit diesen Bemerkungen ist der Rahmen der vorliegenden Untersuchung 
umschrieben. Sie wird von dem Anliegen getragen, zur Problematik des Aus-
gleichs des Spannungsverhältnisses von Verwaltung und Verwaltungsgerichts-
barkeit, der stets wieder neu als „angemessen" gefunden werden muß7, im 
Ordnungsbereich der planfeststellungsbedürftigen  Zulassung von raumbean-
spruchenden gemeinnützigen Großprojekten der Infrastruktur  einen Beitrag 
zu leisten8. 

4 S. BVerwG, U. v. 14. 2. 1975 - 4 C 21.74 - E 48, 56 [59]. 
5 S. BVerwG, U. v. 7. 7. 1978 - 4 C 79.76 u.a. - E 56, 110 [117] (Plf nach dem 

LuftVG); BVerwG, U. v. 10. 2. 1978 - 4 C 25.75 - E 55, 220 [226f.] (Plf nach dem 
WHG); BVerwG, U. v. 14. 12. 1979 - 4 C 10.77 - E 59, 253 [256f.] (Plf nach dem 
BBahnG); BVerwG, B. v. 20. 7. 1979 - 7 CB 21.79 - NJW 1980, 953 (Plf nach dem 
AbfG); BVerwG, U. v. 12. 7. 1985 - 4 C 40.83 - E 72, 15 [20f.] (Plf nach dem 
WaStrG). 

6 So Steinberg, Nachbarrecht, I I I Rdnr. 117; vgl. auch Wahl, NVwZ 1990, 426 [433]. 
7 So Weyreuther, UPR 1986, 121. 
8 Im Vordergrund des so umschriebenen Betrachtungshorizonts der Untersuchung 

stehen das FStrG, das LuftVG, das BBahnG, das WaStrG, das AbfG und das PBefG. 
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Zu Beginn erscheint es unumgänglich, an den schon länger als ein Jahrhun-
dert9 umkämpften übergreifenden Problembereich des Ermessens anzuknüp-
fen. Dabei soll jedoch nicht der ganze Streit in seiner geschichtlichen Entwick-
lung und mit seinen kaum mehr übersichtlichen Nuancierungen erneut nach-
gezeichnet10, sondern nur der Standpunkt der vorliegenden Untersuchung 
dargetan werden, und zwar beschränkt auf Fragen, die für die hier im Mittel-
punkt stehende speziellere Problematik von Bedeutung sind. 

Sodann kann im Lichte dieser allgemeineren Überlegungen und auf einer 
ersten Konkretisierungsebene der Frage nach dem Verhältnis von Verwaltung 
und Verwaltungsgerichtsbarkeit im hier interessierenden Ordnungsbereich 
nachgegangen werden. 

Die dabei zum Vorschein kommenden Gedanken können dann in weiterer 
Verdichtung und unter Auswertung der Rechtsprechung die Schrankensyste-
matik des BVerwG kritisch durchleuchten. 

9 Die Diskussion um das Ermessen entzündete sich in den 80er Jahren des 19. Jahr-
hunderts am Ausbau der Verwaltungsgerichtsbarkeit; s. dazu statt aller Ehmke, Ermes-
sen^ . 7 ff.,  12 ff. 

1 0 Das ist bereits vielfach geschehen; vgl. die - vom Standpunkt des jeweiligen 
Autors aus kritischen - Darstellungen bei Ehmke, Ermessen, S. 7ff.,  12ff.;  H.H. 
Rupp, Grundfragen,  S. 177ff.;  ders., FS Zeidler, S. 455; Ossenbühl, Verwaltungsvor-
schriften, S. 311 ff.;  Lohmann, Zweckmäßigkeit, S. 53ff.,  77ff.;  Soell, Ermessen, 
S. 63ff.;  Koch, Unbestimmte Rechtsbegriffe;  Tettinger, Rechtsanwendung, S. 67ff.; 
Hofer-Zeni,  Ermessen, S. 9ff.;  Bullinger, JZ 1984, 1001. 
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